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DAS THEMA
  

Ob die Sanierung des rekordverschuldeten Bremer 
Haushaltes, die Integration tausender Flüchtlinge oder 
die Bekämpfung der hohen Armut in Bremen und Bre-
merhaven: Die rot-grüne Landesregierung hat genug zu 
tun. Sollte man meinen. Denn statt Lösungsvorschlä-
gen und tatkräftigem Handeln, werden Medien und die 
politische Arbeit seit Beginn der Legislatur vor allem 
durch eines beherrscht: Zoff in der koalition zwischen 

SPD und Grünen. »Im Moment läuft es so ab: Wir er-
fahren zu einem Thema eine Meinung der SPD und eine 
Meinung der Grünen. Aber wir hören keine gemeinsa-
me Position der koalition. Ohne kompromisse ist man 
regierungsunfähig«, kritisiert Thomas Röwekamp. Le-
sen Sie, wo es bei SPD und Grünen unter anderem über-
all knirscht…

Ich bräuchte noch ein, 
zwei fette Themen für 
unseren Belastungstest!

Gut, ich hätte da noch: 
 »Wohnbauflächen« und 
 »Geschlossene Unter-
bringung für unbeglei-
tete, minderjährige 
Flüchtlinge«…
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beschUlUnG Von 
 FlÜchtlinGen

Kann es sich Bremen leisten, Hilfe bei der Versorgung und Integra-
tion von tausenden Flüchtlinge abzulehnen? Eindeutige Antwort: 
Nein! Die SPD sieht das offenbar anders: Angesichts von etwa 600 
schulpflichtige Flüchtlingen, die ohne sinnvolle Beschäftigung in den 
Notunterkünften sitzen, hatten die Schulen in freier Trägerschaft 
der Bildungssenatorin ihre Unterstützung bei der Beschulung ange-
boten. Denn die Kapazitäten an den staatlichen Schulen sind nicht 
ausreichend. Doch die SPD wies dieses Hilfeangebot zurück – und 
zwar aus rein ideologischen Gründen, wie Dr. Thomas vom Bruch, 
bildungspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion, deutlich macht: »Die 
SPD nimmt lieber in Kauf, dass hunderte Kinder und Jugendliche in 
den Notunterkünften auf einen Schulplatz warten und das staatliche 
Schulsystem an den Rand der Überforderung getrieben wird, anstatt 
von ihrer ideologischen Bildungspolitik und einer Diskriminierung ei-
nes auf Vielfalt ausgerichteten Schulzweiges abzurücken.«  In Anbe-
tracht der gewaltigen Herausforderungen durch die Integration von 
Flüchtlingen an den Schulen müsse man über jede das Bildungssys-
tem entlastende Unterstützung dankbar sein. Insbesondere Bildung 
sei einer der wichtigsten Schlüssel für eine gelingende Integration. 
Ihr Unverständnis über den Alleingang der SPD machte auch der grü-
ne Koalitionspartner unmissverständlich deutlich: »Geben Sie ihre 
rein ideologische Blockadehaltung auf«, heißt es in einem Appell an 
die SPD sowie »die Weigerung der SPD (ist) völlig unverständlich.« 
Ungewöhnlich scharfe Worte, die deutlich machen: Bei diesem The-
ma gab es zwischen Rot-Grün keinerlei Absprache!

WohnUnGsbAU / 
bAUFlÄchen

»Rot-grüne Baupolitik fängt bei vollmundigen Ankündi-
gungen an und endet meistens schnell beim Koalitions-
streit um Flächen: Die Folge ist Stillstand«, fasst die bau-
politische Sprecherin Silvia Neumeyer die Baupolitik der 
Landesregierung zusammen. Bestes Beispiel und sprich-
wörtlich ein »Evergreen« ist Brokhuchting. Seit langem 
setzt sich die CDU-Fraktion für den Ausbau neuer Wohn-
gebiete in Bremer Randgebieten ein. In Brokhuchting, 
das vor über 10 Jahren als Baugebiet ausgewiesen wur-
de, könnten 400 Ein- und Mehrfamilienhäuser entste-
hen. Während sich sowohl der ehemalige Bürgermeis-
ter Jens Böhrnsen sowie der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Björn Tschöpe für das Baugebiet ausgesprochen haben, 
blockieren die Grünen seit Jahren den Baubeginn. Der-
art ideologische Flächendiskussionen zwischen SPD und 
Grüne lähmen inzwischen den gesamten Wohnungsbau. 
Auch der Blick auf die sogenannte 40+ Liste, die Baupro-
jekte auflistet und von der 23 der 40 aufgeführten Flä-
chen in 2015 fertiggestellt sein sollten, ist ernüchternd: 
»In einigen Fällen ist noch nicht mal mit dem Bau begon-
nen worden«, sagt Silvia Neumeyer, die im Parlament 
für die CDU-Fraktion nachgefragt hat. Darunter die Bil-
lungstraße in Bremen-Nord oder die Otto-Braun-Straße 
in der Vahr. Die zurzeit einzige Baustelle bleibt daher 
Rot-Grün selbst.

 Ausreichend Vorkurse und Schulplätze für 
schulpflichtige Flüchtlinge,

 jedoch ohne Absenkung der Unterrichtsqualität, 
z.B. durch größere klassenverbände

 Hilfsangebote von Schulen in freier Trägerschaft annehmen
 keine systematische Schlechterstellung mehr von Schulen 

in freier Trägerschaft

 Neue  Bauflächen, insbesondere für 
Familien mit mittlerem Einkommen

 schnellere und bürgerfreundliche 
Bearbeitung von Anträgen im Bauamt

 verstärkten sozialen Wohnungsbau 
als primäre Aufgabe der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaft Gewoba
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	 konsequente Rückführung rechtskräftig 
ausreisepflichtiger Asylbewerber

	 freiwillige Ausreise allein reicht nicht aus
	 Zustimmung Bremens im Bundesrat  

zur Ausweitung der sicheren  
Herkunftsländer

Asylpolitik

Zuwanderung steuern und begrenzen? Mit Rot-Grün in 
Bremen schwierig. Schon im Oktober 2015 hatte sich 
Bürgermeister Carsten Sieling von seinem grünen Koa-
litionspartner blamieren lassen und sich   im Bundesrat 
beim Asylpaket I enthalten. Bei der Frage der Rückfüh-
rung abgelehnter und ausreisepflichtiger Asylbewerber 
konnte sich Sieling nicht gegen die Grünen durchset-
zen. »Unverantwortlich. Und die Grünen ihrerseits ha-
ben schon dadurch ihre Blockade die Unfähigkeit zum 
verantwortlichen Regierungshandeln unter Beweis ge-
stellt«, kommentiert Thomas Röwekamp. Nun ist das 
nächste Asylpaket auf den Weg gebracht worden, das 
unter anderem die Ausweisung sicherer Herkunftslän-
der auf Tunesien, Marokko und Algerien 
vorsieht sowie die temporäre Aus-
setzung des Familiennachzuges und 
einen Eigenbeitrag der Flüchtlinge an 
Integrationskursen. Der Bun-
destag hat das Gesetzespaket 
bereits beschlossen. Und 
obwohl auch Senator Ulrich 
Mäurer (SPD) ankündig-
te, Bremen werde sich 
im weiteren Verfah-
ren nicht querstellen, 
pfeifen die Bremer 
Grünen nach wie vor 
auf das Wohl des Landes 
und sprechen sich weiter 
gegen die Verschärfung 
des Asylrechts und der da-
mit verbundenen Reduzie-
rung des Flüchtlingszustroms 
aus. Der nächste Knall steht bevor. 
Oder der Bürgermeister gibt beim 
nächsten Mal wieder klein bei.  

Geschlossene 
Unterbringung

Seit nun mehr als einem Jahr zieht eine kleine Gruppe 
krimineller, minderjähriger Ausländer durch Bremen 
und hält Polizei und Bürger in Atem. Raub, Diebstahl, 
Gewalt – rund 500 Straftaten gehen 2015 allein auf das 
Konto dieser etwa 50-köpfigen Gruppe. Genauso lange 
dauert der rot-grüne Knatsch über das Thema an. Denn 
die Einrichtung einer geschlossenen Unterbringung und 
intensivpädagogischen Betreuung, für die sich nicht nur 
die CDU-Fraktion bereits frühzeitig ausgesprochen hat, 
sondern deren kurzfristige Umsetzung auch der dama-
lige Bürgermeister Jens Böhrnsen (SPD) vor über einem 
Jahr per Pressemitteilung ankündigte, blockieren die 
Grünen seit Monaten. Die Folge: »Die Straftaten von 
unbegleiteten, minderjährigen Ausländer haben ein 
besorgniserregendes Niveau erreicht, während auf Re-
gierungsseite nichts Konkretes passiert.«, fasst Wilhelm 
Hinners zusammen. Den vorläufigen Showdown des Ko-
alitionskrachs gab es Ende Februar: Um die Koalitions-
mehrheit für einen eigenen Antrag zur geschlossenen 
Unterbringung irgendwie sicherzustellen, wurden in ei-
ner internen Krisensitzung die grünen Fraktionsmitglie-
der auf Kurs gebracht. Zähneknirschend stimmten sie 
einem gemeinsamen Antrag mit dem Koalitionspartner 
SPD zu. Fortsetzung des Streits: Nicht ausgeschlossen.

	 umgehend eine geschlossene Unter-
bringung für kriminelle unbegleitete, 
minderjährige Ausländer

	 inkl. intensivpädagogische Betreuung
	 zur Not als Eigenbetrieb der Stadt

Das Thema
  

Bremen schiebt nicht 
ab: 2015 sind nur 43 
ausreisepflichtige 
Menschen zurück in 
ihre Heimat geschickt 
worden. Zum Vergleich: 
Hamburg führte 15 Mal 
so viele Rückführungen 
durch (612).



Jeder Mensch wünscht sich am Lebensende gut um-
sorgt und schmerzfrei die letzten Tage und Wochen 
verbringen zu dürfen. Mehr noch: Es ist sein Recht. Eine 
wichtige Voraussetzung dafür sind ausreichende und 
qualitative Angebote von Palliativ- und Hospizversor-
gung. Doch regionale Versorgungslücken in der statio-
nären und ambulanten Behandlung führen dazu, dass in 
Bremen dieses Recht nicht überall erhältlich ist. Dabei 
ist Palliativ- und Hospizversorgung von großer Bedeu-
tung – für die Gesellschaft und für jeden einzelnen.

Die Palliativmedizin übernimmt in der letzten und häu-
fig schmerzvollen Lebenszeit eine wichtige Aufgabe:  Sie 
stellt nicht die Bekämpfung der Ursache in den Mittel-
punkt, sondern: den Menschen mit seinen persönlichen 
Bedürfnissen. Palliativmedizin behandelt Symptome, wie  
z.B. Übelkeit, Luftnot und viele andere Leiden, vor de-
nen der Patient sich fürchtet und lindert Qualen. Jeder 
Sterbenskranke hat an seinem Lebensende das Recht 
auf eine gute und zuzahlungsfreie Palliativmedizin – zu 
Hause, im Pflegeheim oder Hospiz.

Daneben ist die Hospizarbeit von großer Bedeutung. Sie 
findet ambulant zu Hause, in Krankenhäusern oder Pfle-
geheimen statt. Speziell geschulte Ehrenamtliche stehen 
dort den Menschen an ihrem Lebensende vertrauensvoll 
jederzeit für Gespräche zur Verfügung. Doch nicht nur 
bei ihnen, sondern auch bei ihren Angehörigen, die sich 

oftmals in einer Extremsituation befinden, sorgen sie für 
seelische Entlastung.

Im Land Bremen hapert es jedoch an einer lückenlosen 
Versorgung und würdigen Anlaufstellen für todkranke 
Menschen. Weil es in Bremerhaven zum Beispiel kein 
stationäres Hospiz gibt, werden die Patienten aus der 
Seestadt, die stationärer Versorgung bedürfen, mitunter 
bis hin in die Lüneburger Heide verlegt. In Bremen fehlt 
es zudem an weiteren ambulanten Palliativteams. Es ist 
grotesk, aber der derzeit einzige Anbieter führt ständig 
»Wartelisten«. Aufgrund des fehlenden stationären An-
gebotes kann er weder Patienten entlassen noch anders-
rum neue Patienten aufnehmen.

Die Problemstellungen rund um die Palliativ- und Hos-
pizversorgung sind vielseitig und dem zuständigen Ge-
sundheitsressort bekannt. Doch der ins Leben gerufene 
Runde Tisch »Hospiz- und Palliativversorgung im Land 
Bremen«  und die dort besprochenen Maßnahmen sind 
ohne Umsetzung geblieben. Ich bedauere es sehr, dass 
die Bereitschaft und Unterstützung des Gesundheits-
ressorts, die dort gewonnenen Erkenntnisse auf die po-
litische Agenda zu setzen, bisher nicht erkennbar gewe-
sen ist. Gerade weil dieses Thema aber so wichtig ist und 
nicht weiter durch Rot-Grün verschlafen werden darf, 
habe ich mich erneut mit einer Petition an das Parlament 
gewandt.�
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Kontrovers – Der Gastkommentar

Mark Castens (41 J.)
Petent und Mitglied am Runden-Tisch »Hospiz- und 
Palliativversorgung im Land Bremen

Hier geht ś zur Petition, 
die sich zur Zeit in 
parlamentarischer 

Beratung befindet:

Lückenhafte Hospiz- und  
Palliativversorgung in Bremen:

»Wartelisten 
sind grotesk«

https://www.petition.bremische-buergerschaft.de/index.php?n=petitionsdetails&s=2&c=date_insert&d=DESC&b=20&l=10&searchstring=&pID=1995


»Es ist eine historische Leistung, wie Deutsch-
land, wie Bremen und Bremerhaven, in den 
vergangenen 70 Jahren vielen tausenden 
Flüchtlingen Schutz gegeben haben«, stellte 
Thomas Röwekamp während der Debatte 
zum Aslypaket II Ende Februar in der Bür-
gerschaft heraus. Deutschland sei über Jahr-
zehnte seiner Verantwortung in vorbildli-
cher Weise nachgekommen. Dies gelte bei 
dem aktuellen Flüchtlingszustrom leider 
nicht für alle europäischen Länder. 20 von 
28 Staaten lehnen die Zuteilung von Flücht-
lingen ab. Der Fraktionsvorsitzende wies 
mit Blick auf Bremen als Haushaltsnotlage-
land auch darauf hin, das Integrationsleis-
tung endlich ist: »Solange wir diesen hohen 
Zustrom von Flüchtenden haben und gleich-
zeitig keine Einigung mit den anderen euro-
päischen Ländern über die Verteilung erzielt 
ist, müssen wir unsere begrenzte Hilfe auf 
diejenigen konzentrieren, die bei uns blei-
ben werden«, machte Röwekamp deutlich. 
Eine dauerhafte Überlastung der Sozialsys-
teme nütze weder Bremen und Bremerha-
ven noch den Asylsuchenden selbst. Das 
Asylpaket II sei auch deshalb richtig, weil es 
Menschen ohne Anrecht auf Asyl schneller 
Klarheit verschaffe, in ihre Heimat zurück-
zukehren.�
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Aus dem Parlament
  

Den Antrag der 
CDU-Fraktion zum 

Asylpaket II lesen  
Sie hier:

Debatte um 
Flüchtlinge

Röwekamp:  
»Deutschland ist  

seiner Verantwortung  
in vorbildlicher Weise  

nachgekommen«

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=946_a_2016_02_02_asylpaket_ii.pdf
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Bei tausenden Familien, die ihre Kinder in 
einer Kita betreuen lassen, steht der rot-
grüne Senat in der Kreide: Denn eine Nach-
frage der CDU-Fraktion in der Stadtbür-
gerschaft im Januar hat ergeben, dass über 
6.500 Eltern nunmehr seit Monaten auf die 
Rückzahlung von zu viel gezahlten Gebüh-
ren warten. Dabei handelt es sich um zu 
hohe Kita-Beiträge, die der rot-grüne Senat 
ab 2013 einkassiert hatte, aber 2014 per Ge-
richtsbeschluss für unwirksam erklärt wur-
den. Die Landesregierung wurde zur Rück-
zahlung verdonnert. Und obwohl das schon 
im September letzten Jahres hätte erledigt 
sein sollen, warten immer noch viele Fami-
lien auf die Erstattung, wie Bildungsstaats-
rat Frank Pietrzok auf die Anfrage von San-
dra Ahrens eingestehen musste.

Aber auch an anderer Stelle warten rund 
5.000 Eltern auf finanzielle Erstattung: Weil 
im Sommer 2015 Horte und Kindergärten 
wegen eines Streiks wochenlang geschlos-
sen waren, fordern viele Eltern eine Rück-
zahlung der Beiträge für diese Zeit. Dafür 
hatte sich auch die CDU-Fraktion eingesetzt 
und Sozialsenatorin Anja Stahmann (Grüne) 
deshalb aufgefordert, den Eltern ab Streik-
beginn die Gebühren rückwirkend zu er-
statten. »Viele Eltern mussten während des 
Streiks zusätzliches Geld aufbringen, um 
ihre Kinder irgendwie betreuen zu lassen. 
Das Rot-Grün trotzdem weiter bei den Ge-
bühren abkassiert hat, ist unsozial. Die Bei-
träge müssen deshalb ab dem ersten Streik-
tag erstattet werden«, sagt Sandra Ahrens. 
Doch auf den Familienkonten ist bisher 
nichts angekommen: Der Senat weiß nach 
über einem halben Jahr immer noch nicht, 
wie viel und wann er Geld zurückzahlen will.
�
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Aus dem Parlament

Der innenpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Wilhelm Hinners, wollte in der 
Fragestunde der Stadtbürgerschaft im Feb
ruar eigentlich nur wissen, wie viele min-
derjährige, unbegleitete Ausländer seit No- 
vember von Bremen in andere Bundeslän-
der umverteilt worden sind.

Dabei kam heraus: 156 Kinder und Jugendli-
che sind schlichtweg verschwunden, obwohl 
sie unter Obhut der Sozialbehörde stehen. 
Der Staatsrat Jan Fries, der die Frage im Par-
lament beantwortete, konnte weder Aus-
kunft darüber geben, wo die Flüchtlinge sich 
aufhalten noch wie es ihnen geht. Auch ob 
die abgängigen Minderjährigen als vermisst 
gemeldet worden sind, konnte der Staatsrat 
nicht beantworten. »In diesem Fall ist nicht 
nur das Chaos erschreckend, das offenbar 
in der Sozialbehörde herrscht. Besonders 

schlimm ist, dass hingenommen wird, dass 
Jugendliche ohne Betreuung irgendwo al-
leine und hilflos herumreisen«, kommen- 
tiert Wilhelm Hinners die Gleichgültigkeit. 
Er fordert eine schnelle und flächendecken-
de erkennungsdienstliche   Behandlung der 
unbegleiteten Jugendlichen durch die Po-
lizei direkt nach der Ankunft. Sie hilft, die 
vermissten jungen Menschen zuzuordnen, 
wenn sie in Bremen untertauchen und in ei-
ner anderen Stadt wieder aufgegriffen wer-
den.�

Abkassiert statt 
zurückgezahlt

Sozialsenatorin in 
Erklärungsnot: 

156 jugendliche 
Flüchtlinge sind 

verschwunden

Lies nicht locker: 20 Minuten befragte Innenexperte Wilhelm Hinners den  
Sozialstaatsrat zu den verschwundenen Jugendlichen.

Senat steht 
bei tausenden 

Eltern in  
der Kreide

Sandra Ahrens kritisiert die schleppende  
Rückzahlung von Kita-Beiträgen.



Seit Dezember läuft die Beweisaufnahme im Parlamentari-
scher Untersuchungsausschuss, der die mögliche politische 
Einflussnahme von Innensenator Ulrich Mäurer (SPD) wäh-
rend des Anti-Terror-Einsatzes vor rund einem Jahr aufklären 
soll. Nach dem Einsatz Ende Februar 2015 waren viele Pannen 
und Ungereimtheiten nicht restlos aufgeklärt worden. Unter 
anderem steht die Durchsuchung des Islamischen Kulturzen-
trums (IKZ) in der Kritik. Diese war im Sommer vom Landge-
richt als rechtswidrig eingestuft worden. Bisher haben die Mit-
glieder mehr als 14 Zeugen in zum Teil 10-stündigen Sitzungen 
vernommen. Welches Zwischenfazit man ziehen kann, haben 
wir Thomas Röwekamp gefragt, der für die CDU im Ausschuss 
sitzt.

Ausguck:  Warum erfährt die Öffentlichkeit bisher so wenig 
von der Arbeit des Untersuchungsausschusses?

Thomas Röwekamp:  Ein Kernproblem liegt darin, dass ein 
Großteil der dem Ausschuss von der Polizei, der Justiz und den 
übrigen Sicherheitsbehörden übersandten Akten von diesen 
als »Geheim« eingestuft wurden. Solche Unterlagen dürfen 
nur in nicht-öffentlicher Sitzung, also ohne Pressevertreter, 
und nur von besonders überprüften Mitarbeitern der Frakti-
onen eingesehen und beraten werden. Besonders ärgerlich 
ist zudem, dass selbst in diesen »geheimen Akten« einzelne 
Passagen insbesondere zu den Aussagen der Vertrauensper-
sonen der Sicherheitsbehörden geschwärzt sind. Somit fehlt 
dem Ausschuss bisher ein wichtiger Baustein, um die Gefähr-
dungsbewertung der Sicherheitsbehörden, die zu dem Terror-
alarm geführt haben, nachzuvollziehen. Wir haben uns im 
Ausschuss verständigt, gegen den Umfang der Schwärzung 
der Akten gerichtlich vorzugehen.

Ausguck:  Hat der Innensenator persönlich Druck gemacht, 
dass das IKZ durchsucht wird?

Thomas Röwekamp:  Ja, die Durchsuchung war ausdrück-
lich eine Entscheidung des Innensenators. Damit trägt er 

auch die persönliche und politische Verantwortung für diese 
im Nachhinein rechtswidrige Durchsuchung. Er wollte sie, ob-
wohl es nach den bisherigen Erkenntnissen aus den öffentli-
chen Beweisaufnahmen keine konkreten Anhaltspunkte dafür 
gab, dass sich mögliche Täter und / oder Waffen im IKZ befin-
den. Kurz vor der Bürgerschaftswahl wollte der Innensenator 
wohl als der konsequente Durchgreifer dastehen. Für die eige-
ne Profilierung darf man aber keine Gefährdungslage nutzen.

Ausguck:  Welche Erkenntnisse lassen sich noch aus dem 
Untersuchungsausschuss ziehen?

Thomas Röwekamp:  Bei der Bewältigung der Lage und der 
Zusammenarbeit der Bremer Sicherheitsbehörden unterein-
ander und mit denen des Bundes hat es zum Teil erhebliche 
Pannen gegeben. Dazu gehören u.a. die mehrstündige Unter-
brechung bei der Observierung des Islamischen Kulturzent-
rums und die unterlassene Durchsuchung eines Fahrzeuges. 
Das sind handwerkliche Fehler, die nicht passieren dürfen. Die 
Strukturen müssen also dringend nachgebessert und regel-
mäßige Übungen durchgeführt werden, damit wir im Ernstfall 
reaktionsfähig und gerüstet sind.

Der Untersuchungsausschuss hat Anfang März die vorerst 
letzten Zeugen vernommen. Einen endgültigen Abschlussbe-
richt wird es aber vorerst nicht geben. Der Ausschuss wird zu-
nächst abwarten, wie das zuständige Gericht die Schwärzung 
der Akten bewertet. Erst wenn diese beschieden sind, kann 
entschieden werden, was im Abschlussbericht drin stehen darf 
und somit öffentlich wird.�
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Das Interview
  

Hinsichtlich der rechtswidrigen Durchsuchung des IKZ sieht Thomas Röwekamp  
den Innensenator in der persönlichen und politischen Verantwortung.

Mäurers Rolle 
während des Anti-
Terror-Einsatzes

Thomas Röwekamp:  
»Zur eigenen Profilierung 
sollte man keine Gefähr-
dungslage nutzen«



Angesichts der steigenden Kriminalität und Gewalt 
gegen Polizisten in Bremen und anderen Städten, 
erhöhter Terrorgefahr und Übergriffen neuer Dimen-
sion, wie sie sich in Köln und Hamburg in der Silves-
ternacht ereignet haben, haben Landesvorstand und 
Bürgerschaftsfraktion auf der gemeinsamen Klausur-
tagung in Potsdam Mitte Februar einen nationalen 
Sicherheitspakt gefordert. Ein entsprechender Dring-
lichkeitsantrag ist bereits bei der Bürgerschaft einge-
reicht worden. »Wir haben an den Ereignissen in Köln 
gesehen, dass die Wehrhaftigkeit des Staates und 
die Durchsetzungsfähigkeit der Sicherheitsbehörden 
begrenzt ist. Hinzu kommt in Bremen die personelle 
Unterbesetzung, die Innensenator Ulrich Mäurer seit 
Jahren hinnimmt. Die innere Sicherheit nach Kassen-
lage der Länder zu gestalten, ist unverantwortlich. In 
Bremen darf es nicht weniger sicher sein als in Bayern 
oder Sachsen«, erläutert Thomas Röwekamp. Statt 
die Polizeiarbeit weiter vornehmlich auf Länderebene 
zu strukturieren, sollen laut Vorschlag der CDU-Frak-
tion  bundesweite Standards für eine erhöhte Stärke 
und Ausstattung von Polizei und Justiz gelten. Die 
wichtigsten Punkte lesen Sie im Infokasten rechts.
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AUS DER FRAKTION

keine sicherheit nach kassenLage mehr: 

cdu-Fraktion 
Für sicher-
heitspakt

• Ausstattung nicht nach Kassenlage:
Polizei und Justiz werden nach bundeseinheitlichen 
Standards ausgestattet

• Geltendes Recht muss durchgesetzt werden:
Bundesweit mindestens 5 Prozent mehr Personal bei 
Polizei und Justiz in den kommenden vier Jahren

• Kriminalität kennt keine Grenzen:
Austausch und Zusammenarbeit der (inter)nationalen 
Sicherheitsbehörden wird besser strukturiert

• Keine rechtsfreien Räume dulden:
Beschleunigung von Strafverfahren und Verschär-
fung von Mindeststrafen, z.B. bei Sexualdelikten oder 
Gewalt gegen Polizisten

• Toleranz und Respekt durchsetzen:
Schaffung eines Integrationsgesetzes mit klaren For-
derungen und Erwartungen an Zuwanderer

• Kriminalität entwickelt sich:
Ausstattung der Polizei wird an aktuelle Kriminali-
tätsphänomene angepasst (z. B. Cyberkriminalität)

Lesen Sie den 
Dringlichkeits-

antrag der 
 CDU-Fraktion:

Thomas Röwekamp machte auf der klausurtagung deutlich: 
»Innere Sicherheit darf nicht von der kassenlage abhängen.«

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=958_t109260.pdf


Neues Gesicht in der Fraktion: 
Sina Dertwinkel

Die Bremerhavenerin Sina Dertwinkel ist 
neues Mitglied der CDU-Fraktion. Die 
27-Jährige ist als Abgeordnete Anfang des 
Jahres für Paul Bödeker in die Bremische 
Bürgerschaft nachgerückt. Sina Dertwinkel 
hat im Dezember 2015 den Masterstudien-
gang Logistik an der Hochschule Bremerha-
ven abgeschlossen. Die Fraktion hat sie zum 
Mitglied im Wissenschaftsausschuss und in 
der Gesundheitsdeputation ernannt sowie 
zum stellvertretenen Mitglied im Gleichstel-
lungsausschuss.
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Frau am Ruder:  
Susanne Grobien neue Vor
sitzende des Hafenauschusses

Sie ist die erste Frau an der Spitze des Ha-
fenauschusses: Die CDU-Politikerin Susanne 
Grobien beerbt Paul Bödeker als Vorsitzen-
de im Hafenausschuss. Die Schwachhause-
ner Abgeordnete hat sich vorgenommen, 
mit den Mitgliedern des Hafenausschusses 
zukünftig häufiger auch »extern« zu tagen. 
»Beratungen in der Politik sollten nicht im 
geschlossenen Kämmerchen stattfinden, 
sondern wir müssen vor Ort sein, um mit ei-
genen Augen zu sehen, über was wir später 
entscheiden«, so Grobien. Sie will deshalb 
schon bald erste Besuche bei Unternehmen 
und Institutionen aus der Hafenwirtschaft 
organisieren. Zusammen mit dem wirt-
schaftspolitischen Sprecher Jörg Kastendiek 
plant Susanne Grobien außerdem eine Ver-
anstaltungsreihe zur Hafenwirtschaft. The-
men sollen unter anderem das Nationale 
Hafenkonzept sowie norddeutsche und eu-
ropäische Hafenkooperationen sein.�

Drei Damen für Bödeker
Der Bremerhavener Paul Bödeker ist am 5. Januar 2016 zum 

Kämmerer im Bremerhavener Magistrat ernannt worden. Seine 
Funktionen und Mandate als stellvertretender Fraktionsvorsitzender, 

Vorsitzender des Hafenausschusses und Abgeordneter der Bremi-
schen Bürgerschaft hat der 63-Jährige deshalb niedergelegt. An 

seiner Stelle sind nun gleich drei engagierte Frauen nachgerückt.

Neu, aber bestens bekannt:  
Silvia Neumeyer ist stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion hat Mitte 
Januar Silvia Neumeyer als Nachfolgerin von 
Paul Bödeker in das Amt der stellvertreten-
den Vorsitzenden gewählt. Die Nordbremer 
Abgeordnete ist im CDU-Haus ein altbe-
kanntes Gesicht: Bereits von 2012 bis 2015 
war sie stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de. Der CDU-Fraktion gehört die baupoliti-
sche Sprecherin seit 2007 an.

Die Begrüßung ist herzlich: Sina Dertwinkel – neu in der Fraktion
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Entgelt bezahlt

ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

Etwa 11.000 Flüchtlinge und 2.500 unbegleitete min-
derjährige Ausländer hat Bremen in den vergangenen 12 
Monaten aufgenommen. Wie leben sie? Wie sieht ihr All-
tag in der Hansestadt aus? Was ist ihnen wichtig? Meist 
wird über sie diskutiert anstatt mit ihnen zu sprechen. 
Die CDU-Fraktion lädt deshalb zum Perspektivwechsel 
ein. In Absprache mit der Inneren Mission haben wir 
in den vergangenen Wochen knapp 50 Einwegkameras 
über Mitarbeiter von Unterkünften an Flüchtlinge ver-
teilt. Denn den Einblick in ihr Leben sollen die Kinder, 

Jugendlichen, Männer und Frauen selbst dokumentie-
ren. Die Ergebnisse sind mal spannend, mal berührend 
geworden, aber immer nah an der Realität. Ausgewählte 
Fotos zeigen wir von März bis voraussichtlich Ende Mai 
als Ausstellung im CDU-Haus am Wall. 

Zur Eröffnung am Donnerstag, den 7. April, um 17.30 
Uhr, sind interessierte Bremerinnen und Bremer sowie 
alle Projektteilnehmenden und Mitarbeiter/innen der 
Inneren Mission herzlich eingeladen.�

Flüchtlinge dokumentieren ihren Alltag – eine Ausstellung im CDU-Haus am Wall

  
Aus der Fraktion

Die gezeigten Motive spiegeln alltagsnah die Hoffnungen und Realitäten der Migranten, zeigen Stimmungen, schaffen Verständnis.

Ausstellung: 
Fluchtwinkel


